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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 2 U 36/11 B 
 
L 2 U 521/08 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 67 U 218/05 (SG Berlin) 
 
 
 
……………………………………………………………, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Verwaltungs-Berufsgenossenschaft, 
Deelbögenkamp 4, 22297 Hamburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 17. März 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter Prof. Dr.  M e y e r  sowie die Richter Prof. Dr. S p e l l b r i n k  

und M u t s c h l e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss 

des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 20. Dezember 2010 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision ist als unzulässig zu verwerfen 

(§ 160a Abs 4 Satz 1, § 169 SGG). Der Beschluss bedarf keiner Begründung, da diese nicht 

geeignet ist, zur Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a 

Abs 4 Satz 2 SGG). Der Senat beschränkt sich daher auf folgende Hinweise: 

 

Die Klägerin hat den geltend gemachten Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung der 

Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) nicht in der gebotenen Weise bezeichnet (§ 160a Abs 2 

Satz 3 SGG). Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache, wenn sie geeignet ist, die 

Rechtseinheit zu erhalten oder die Fortbildung des Rechts zu fördern. Der Beschwerdeführer 

muss die in dem angestrebten Revisionsverfahren zu entscheidende Rechtsfrage klar bezeich-

nen und ausführen, dass diese von allgemeiner Bedeutung, klärungsbedürftig und klärungsfä-

hig ist (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 1). 

 

Die Klägerin wirft die Frage auf, 

…", ob auch das Einwirken des eigenen Körpergewichtes auf die HWS-Region als 
Berufskrankheit 2109 anzusehen ist oder ob nur das Tragen von schweren Lasten auf 
der Schulter unter die BK 2109 subsummiert werden kann." 

 

Die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache ist nicht in der gebotenen Weise aufgezeigt 

worden. Hierzu hätte die Klägerin nicht nur darlegen müssen, dass die Beantwortung der auf-

geworfenen Frage über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung, also Breitenwirkung, haben 

kann. Sie hätte auch aufzeigen müssen, dass die Frage klärungsbedürftig und klärungsfähig ist. 

Hieran fehlt es, da nicht ausgeführt wurde, weshalb sich die Antwort auf die aufgeworfene 

Frage nicht ohne Weiteres dem Tatbestand der BK 2109 der Anlage zur BKV entnehmen lässt. 

Sie hat auch nicht aufgezeigt, dass das Revisionsgericht in einem späteren Revisionsverfahren 

zwingend zur Beantwortung der Frage gelangen müsste. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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